Deutscher Bundestag 
8. Wahlperiode 


Drucksache 8/1188 


14. 11. 77 


Sachgebiet 612 


Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Schmidhuber, Dr. Waigel, Engelsberger, 
Biehle, Dr. Althammer, Lenzer, Höpfinger, Kraus, Dr. Kunz (Weiden), Dr. Müller, 
Lintner, Gerlach (Obernau), Regenspurger, Dr. Rose, Dr. Bötsch, Klein (München), 
Haberl, Niegel, Dr. Dollinger, Sick, Dr. Stavenhagen und Genossen 
- Drucksache 8/1094 - 


Rationelle Energienutzung - Steuerliche Gleichstellung von Dieselmotoren 
mit Strömungsmaschinen und Heizkesseln 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Wirtschaft hat mit Schreiben vom 10. November 1977 namens 
der Bundesregierung die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 


1. Welche speziellen Fragenkomplexe läßt die Bundesregierung 
derzeit noch überprüfen? 

2. Welche Zwischenergebnisse bei der Überprüfung dieser Fragen- 
komplexe liegen vor? 

3. Wann ist mit dem endgültigen Ergebnis der Überprüfung der 
verbleibenden Fragen zu rechnen? 

Die in der Antwort auf die Große Anfrage zur Energiepolitik 
(Drucksache 8/570) angekündigte Prüfung ist inzwischen abge- 
schlossen; ein Referentenentwurf, der vorsieht, die Treibstoff- 
steuer für diese Anlagen auf die Sätze der Heizölsteuer - unter 
Verwendung von gekennzeichnetem leichtem Heizöl - zu ermä- 
ßigen, ist im Oktober 1977 den Fraktionen des Bundestages, den 
betroffenen Verbänden und dem Bundesrat zur Kenntnis zuge- 
sandt worden. Das Bundeskabinett wird über den Gesetzent- 
wurf voraussichtlich im November oder Anfang Dezember ent- 
scheiden. 

Es ist insbesondere geprüft worden 

— welche Einsparpotentiale 

— welche Umweltauswirkungen 
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— welche Auswirkungen auf dem Mineralöl- und Kohlemarkt 

— ob Steuermehr- oder -mindereinnahmen 
zu erwarten sind. 

Danach wäre unter der Annahme, daß bis 1990 ca. 5000 MW 
Diesel-Heizkraftwerke und ca. 200 000 Diesel-Wärmepumpen 
installiert werden, eine Energieersparnis von ca. 3,8 Mio t SKE 
p.a. zu erwarten. Allerdings hat sich zugleich ergeben, daß 
wegen der schlechteren Verbrennungseigenschaften von Diesel- 
motoren gegenüber konventionellen Öl-Gas-Feuerungen sowie 
auf Grund der systembedingten verbrauchsnahen Installation 
der Diesel-Heizkraftwerke mit zusätzlichen Umweltbelastungen 
in Ballungsgebieten zu rechnen ist. Mit energiepolitisch rele- 
vanten Veränderungen beim Mineralöl- bzw. Kohleabsatz ist 
nicht zu rechnen. Mindereinnahmen aus der Treibstoffsteuer 
sind nicht und bei der Heizölsteuer nur relativ - auf Grund der 
geringeren Zuwachsrate - zu erwarten. 


4. Hat die Bundesregierung abgeschätzt, in welchem Ausmaß eine 
weitere Verschiebung der Entscheidung der Frage der steuer- 
lichen Gleichstellung den Bau von unrationellen öl- bzw. gasge- 
feuerten Kesselanlagen für die reine Heiz- oder Prozeßwärme- 
erzeugung verzögert? 


Wie zu den Fragen 1 bis 3 dargelegt, wird das Bundeskabinett 
noch im November oder Anfang Dezember über den Gesetzent- 
wurf beschließen. Im übrigen hat die Bundesregierung bereits 
in der Antwort auf die Große Anfrage zur Energiepolitik der 
Koalitionsfraktionen (Frage V.2) dargelegt, daß mit einer lan- 
gen Einführungsphase dieser Systeme zu rechnen ist. Insbeson- 
dere bei Diesel-Wärmepumpen reicht die technische Entwick- 
lung noch nicht für eine allgemeine Markteinführung aus. Für 
Diesel-Heizkraftwerke wurden für Versuche in besonders gela- 
gerten Einzeffällen bereits Ausnahmegenehmigungen zum Ein- 
satz von Heizöl erteilt. 


5. Hat die Bundesregierung untersucht, welche konkreten Anwen- 
dungsfälle für mit Dieselmotoren betriebene Heizkraftwerke mit 
Wärmepumpen bestehen? Bis zu welchem Gräd handelt es sich 
hier um die Substitution anderer unrationellerer Anlagen mit 
Erdgas- bzw. Heizölbetrieb, so daß wegen der höheren Nut- 
zungsgrade der vorgeschlagenen Systeme insgesamt die Abhän- 
gigkeit von Öl und Gas nicht erhöht, sondern verringert wird? 


Diesel-Heizkraftwerke eignen sich grundsätzlich zum Aufbau 
oder zur Unterstützung von Fernwärmeversorgungssystemen 
sowie zur Wärmeversorgung von größeren Gebäudekomplexen 
(Inselbetrieb) und gegebenenfalls Industriebetrieben. Eine ratio- 
nellere Energienutzung ist gegeben, wenn Diesel-Heizkraft- 
werke anstelle herkömmlicher Kondensationskraftwerke, d. h. 
ohne Kraft-Wärme-Kopplung eingesetzt werden. Diesel-Wärme- 
pumpen sind zum Einsatz konventioneller Heizsysteme geeig- 
net. Sie können eine beachtliche Energieeinsparung erzielen, 
sofern eine günstige Umweltenergiequelle zur Verfügung steht. 
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6. Ist der Bundesregierung bekannt, ob es eine Untersuchung über 
das Leistungspotential regional oder bundesweit für die unter 5. 
erwähnten konkreten Anwendungsfälle gibt^ 

Der Bundesregierung ist keine hinreichende Untersuchung über 
das Leistungspotential bekannt. Auch die im Zuge der Prüfung 
beteiligten Verbände, Industriezweige, Energieversorgungs- 
unternehmen sowie Hochschulinstitute konnten konkrete und 
verläßliche Potentialangaben nicht vorlegen. 


7. Liegen der Bundesregierung Studien oder Unterlagen vor, die 
für konkrete Anwendungsfälle die Nutzungswirkungsgrade der 
verschiedenen miteinander im Wettbewerb stehenden Technolo- 
gien vergleichen (als miteinander konkurrierende Technologien 
sind anzufuhren: Dieselmotoren-Heizkraftwerke, motorengetrie- 
bene Wärmepumpen, Gasturbinen-Heizkraftwerke, gasturbinen- 
getriebene Wärmepumpen, stromgetriebene Wärmepumpen, 
Heizkessel, Fernwärmeverbund)? 

Es liegt eine Anzahl Studien und Veröffentlichungen vor, aus 
denen Angaben über die Wirkungsgrade verschiedener Strom- 
und Wärmeerzeugungssysteme entnommen werden können : 

Z. B. Verein Deutscher Ingenieure, Ausschuß für Verbrennungs- 
motorenanlagen, „Überlegungen zur primärenergetischen Situa- 
tion und Abschätzung der Auswirkungen bei Änderung des 
Mineralölsteuergesetzes für ortsfeste Verbrennungsmotoren- 
anlagen zur Strom- und Wärmeerzeugung" März/ April 1977. 

Fördergesellschaft Technischer Ausbau, ETA, „Beurteilungskri- 
terien für Wärmepumpen zur Hausheizung", Januar 1977. 


8. Inwieweit verfolgt die Bundesregierung neuere Erkenntnisse, 
die zeigen, daß außerhalb großer Ballungszentren die Verwirk- 
lichung dezentraler Energiesysteme nicht nur wegen der niedri- 
geren Investitionskosten (Wegfall von Fernwärmeleitungen für 
die Wärme und Hochspannungsleitungen für den Strom), son- 
dern auch wegen der flexibleren Anpassung an die einzelnen 
Bedarfsgänge zu volkswirtschaftlich und betriebswirtschaftlich 
besseren Lösungen als der Fernwärmeverbund führt? Ist der 
Bundesregierung die diesbezügliche Diskussion anläßlich einer 
öffentlichen Veranstaltung der Stadtwerke Gelsenkirchen am 
22. März 1977 bekannt? 

Die Bundesregierung hat mehrfach betont, daß sie den vor eini- 
gen Jahren diskutierten überregionalen Fernwärmeverbund 
nicht anstrebt. Auch die von der Bundesregierung in Auftrag 
gegebenen Fernwärmestudien kommen zu dem Ergebnis, daß 
sich Fernwärme in der Regel durch den inselweisen Aufbau in 
Bedarfsschwerpunkten wirtschaftlich realisieren läßt. Im Zuge 
des Ausbaus können in Einzelfällen verschiedene Netze zu 
einem regionalen Verbund zusammenwachsen. Inwieweit auf 
der Erzeugungsseite konventionelle stadtnahe Heizkraftwerke 
oder Diesel-Heizkraftwerke eingebunden werden, läßt sich nicht 
allgemein entscheiden; dies wird insbesondere von der Wirt- 
schaftlichkeitsanalyse und der betreffenden Umweltsituation 
abhängen. 

Die Diskussion in Gelsenkirchen ist bekannt; hier wurden die 
Vorteile von Diesel-Heizkraftwerken herausgestellt, allerdings 
ohne die Umweltproblematik verbrauchsnaher Heizkraftwerke 
zu berücksichtigen. 
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9. Berücksichtigt die Bundesregierung bei ihren Überlegungen, 
daß durch den Einsatz der in Rede stehenden dezentralen Ener- 
giesysteme bei gegebener Stromerzeugungskapazität in Groß- 
kraftwerken und den bestehenden Verteilungsnetzen für Strom 
und Gas den Verbrauchern wesentlich mehr Nutzenergie zur 
Verfügung gestellt werden kann (z. B. durch Spitzenlastbetrieb 
von Blockheizkraftwerken oder durch Umschaltung von Gas- 
betrieb auf Dieselbetrieb während der Spitzenverbrauchszeiten 
von Gas)? 


Es ist bekannt, daß sich Diesel-Heizkraftwerke auch für eine 
energiesparende Spitzenlastdeckung - wie z. B. Gasturbinen- 
Heizkraftwerke - eignen. 


10. Berücksichtigt die Bundesregierung beim Vergleich der Um- 
weltbelastungen der miteinander konkurrierenden Systeme den 
höheren Gesamtnutzungsgrad der dieselmotorengetriebenen 
Heizkraftwerke und Wärmepumpen? 


Wie bereits dargestellt, kann der Einsatz von Dieselmotoren in 
Ballungsgebieten problematisch sein, da trotz der Energie- 
ersparnis auf Grund der schlechteren Verbrennungseigenschaf- 
ten zum Teil - vornehmlich bei Stickoxiden und Kohlenmonoxid 
- höhere Emissionswerte zu verzeichnen sind. 


11. Wird die Bundesregierung bei zukünftigen Investitionen zur 

rationellen Energienutzung den Umstand berücksichtigen, daß 
die „Gesamtstudie Fernwärme" nur 12,6 Tcal/h von insgesamt 
370,8 Tcal/h (BRD-Wärmebedarfspotential bis 200 1990) für 

einen Fernwärmeausbau in Betracht zieht, während der Rest 
als fernwärmewirtschaftlich ungeeignet ausgegliedert wird ohne 
angemessene Prüfung von energiewirtschaftlich vorteilhafteren 
Technologien, z. B. der dezentralen Wärme-Kraft-Kopplung? 

12. Ist der Bundesregierung bekannt, daß der Mittelbedarf von 25 
bis 37 Mrd. DM für den Fernwärmeausbau bis 1990 im obigen 
(mäßigen) Umfang volkswirtschaftlich und betriebswirtschaftlich 
wesentlich nutzbringender eingesetzt werden kann durch An- 
wendung einer Versorgungsstrategie, welche den stufenweisen 
Aufbau örtlicher Fern wärme- Versorgungsnetze mittels der de- 
zentralen Wärme-Kraft-Kopplung vorschlägt? 


Zunächst ist festzustellen, daß die zitierte FW-Studie ein wirt- 
schaftliches Potential von 72,6 Tcal/h und nicht 12,6 Tcal/h 
- ohne Industrie - ausweist. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß sich neben der Fern- 
wärmeversorgung ein zusätzliches Einsparpotential erschließen 
läßt, sofern sich eine Gesamtwirtschaftlichkeit dieser Anlagen 
ergibt und sie sich - wie die Fernwärme - im Wettbewerb 
durchsetzen können. Allerdings ist auch zu berücksichtigen, daß 
Diesel-Heizkraftwerke wegen ihres Einsatzbrennstoffes letztlich 
öl- oder Gas-Heizkraftwerken gleichzusetzen sind. Sie unter- 
liegen daher künftig den Genehmigungspflichten des Dritten 
Verstromungsgesetzes. Ob Diesel-Heizkraftwerke im übrigen 
generell als volks- und betriebswirtschaftlich günstiger einzu- 
stufen sind als eine Fernwärmeversorgung mit konventionellen 
Heizkraftwerken, ist bislang durchaus noch offen - hier liegen 
Untersuchungen mit gegensätzlichem Ergebnis vor; es ist außer- 
dem zu berücksichtigen, daß es sich um relativ kleine Anlagen 
mit in der Regel hohen spezifischen Investitionskosten handelt. 
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